
 
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlandesgerichte, des Kammergerichts, des 

Bayerischen Obersten Landesgerichts und des Bundesgerichtshofs haben sich erneut mit den 

erheblichen Herausforderungen durch massenhaft in gleich gelagerten Fällen eingereichte 

Zivilklagen, beispielsweise in „Dieselfällen“, befasst. 

 

Sie waren sich bereits auf der 73. Jahrestagung im Oktober 2021 in Koblenz darüber einig, 

dass selbst bei Ausschöpfung aller organisatorischen, technischen und personellen 

Möglichkeiten eine Bewältigung dieser Massenverfahren in der gebotenen Qualität und Zeit 

schlechterdings nicht möglich ist. Sie hatten zeitnahe gesetzgeberische Maßnahmen im 

Verfahrensrecht gefordert. 

 

Die Präsidentinnen und Präsidenten bedauern angesichts der unvermindert andauernden 

Belastungen in den Gerichten der Länder und des Bundes, dass seither Aktivitäten des 

Gesetzgebers nicht erkennbar geworden sind, obwohl verschiedene Vorschläge aus der 

Praxis vorliegen. 

 

Sie halten es für dringend erforderlich, dass der Gesetzgeber nunmehr  Maßnahmen ergreift, 

damit in der Revisionsinstanz möglichst frühzeitig Leitentscheidungen in Massenverfahren 

getroffen werden können. Insbesondere sind Instrumente zu entwickeln, die eine Flucht in die 

Revisionsrücknahme verhindern und eine Aussetzung gleichgelagerter Verfahren bei den 

Instanzgerichten ermöglichen. 

Beschluss 

der Präsidentinnen und Präsidenten der Oberlandesgerichte, des Kammergerichts, 

des Bayerischen Obersten Landesgerichts und des Bundesgerichtshofs 


